
Bundessozialgericht

Az.‚: „que‘ RJ_528/67

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am
220 November 1968 U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigte:

' IBeklagte und Revisonsbeklagteo

Der 14„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 22„ November 4968 durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n-

, _ { — Vorsitzender — ‚
Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g ‚
Bundessozialrichter Dro E b e r l e ' und
Bundessozialrichter D e m b o w 3 k i

für Recht erkannt:

'Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 40 Juli 4967

wird zurückgewiesen°

Kosten sind auch für das Revisionsverfahren nicht

zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten im Revisionsverfahren darüber? ob

der Klägerin für die Zeit vom 40 Juli 4965 an Rente aus

der Versicherung ihres früheren Ehemanns ("Geschiedenenwit—

wen—Rente") nach 5 4265 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

zustehto Die Beklagte hatte den von der Klägerin im April

' 4965 erhobenen Anspruch abgelehnt (Bescheid vom 20 August

4965)° Das Sozialgericht (SG) Nürnberg änderte den Be—

scheid der Beklagten ab und verurteilte sie9 der Klägerin

nach 5 4265 Satz g RVO (iecho durch das Rentenversiche—
rungs—Änderungsgesetz —RVÄndG—vom 9o Juni 4965 ) ab 40 Juli
4965 die Rente zu gewähren (Urteil vom 70 Juli 4965);

im übrigen — also für die vorhergehende Zeit — wies es
die Klage ab° Die Klägerin legte keine Berufung eino Auf

die Berufung der Beklagten wies das Landessozialgericht

(ISG) die Klage in vollem Umfang ab (Urteil vom 40 Juli
4967)() Es stützte sich dabei auf die folgenden m von der

Revision nicht angegriffenen und deshalb für das Bundesm

sozialgericht (BSG) bindenden — tatsächlichen Feststelw

lungenz . '

Die Klägerin? geboren am 440 Juli 49029 war von 4946 bis
4928 Hilfsarbeiterino Sie verheiratete sich mit dem Ver—

sicherten im Jahre 4928, während der Ehe war sie nur
zeitweilig berufstätig° Im Jahre 4949 wurde die Ehe aus
Alleinverschulden des Versicherten geschiedenc Der Vera

sicherte verdiente damals-als Hilfsarbeiter etwa 245 DM

‘monatlicho Im November 4962 starb der Versicherte; er
war seit Anfang September 4962 krank und bis zu seinem Tode

in Krankenhausbehandlung° In der Zeit vom 4° Januar bis
Ende August 4962 verdiente er (nach Abzug von Steuern und

Sozialabgaben) rd° 440 DM monatlich° Aufgrund eines Urteils

von Januar 4960 war er verpflichtet‚ für zwei uneheliche ‚
4952 und 4957 geborene Kinder je 75 DM monatlich Unter—
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halt zu zahlen° Zahlungen‚ die als "Unterhalt" anzusehen
' wären9 leistete er während des Jahres 1962 an die Klä—

gerin nicht° Tatsachen, die eine Unterhaltspflicht des Ver—

sicherten "aus sonstigen Gründen" (% 1265 Satz 1 RVG,

2" Alternative) ergeben könnten, waren nicht festzustellen°

Die Klägerin war seit September 1967 wieder in Arbeit‚ zu—
nächst als Küchenhilfe? sodann als Reinemachefrau; als sol—

che verdiente sie in der Zeit vom 10 Januar bis Ende Au—

gust 1962 monatlich (nach Abzug von Steuern und Sozialab—

gaben) rd" 510 DM monatlich° Ihr Antrag auf Rente wegen Be—
rufsunfähigkeit im Jahre 1962 blieb erfolglos; sie arbei-

tete darauf wieder bis Januar 1967° Seit 1° Juli 1967 er-

hält sie Altersruhegeldo

Das LSG verneinte auch für die Zeit ab 1° Juli 1965 — anders

als das SG — einen Rentenanspruch der Klägerin„ Es war der

Meinung? eine Unterhaltspflicht des Versicherten gegenüber

der Klägerin “zur Zeit seines Todes"‚ d„h° während des

letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes vor dem Tode des

Versicherten? habe nach den Vorschriften des Ehegesetzes

{EheG) nicht bestanden, weil der Unterhalt der Klägerin in

dieser Zeit durch ihr eigenes Arbeitseinkommen sicherge—
stellt gewesen sei° Falls es — was das LSG verneinte — auf

die Frage der Zumutbarkeit einer von der geschiedenen Frau

tatsächlich verrichteten Erwerbstätigkeit überhaupt ankom-

me, so sei im vorliegenden Fall der Klägerin die Erwerbs—

tätigkeit auch zuzumuten gewesen„ Eine feste Altersgrenze?

von der ab einer geschiedenen Frau eine Erwerbstätigkeit

nicht mehr zuzumuten sei‚ gebe es nicht„ es komme auf den

Gesundheitszustand der Frau an° Ernsthaftere Erkrankungen

oder körperliche Gebrechen‚ die die Erwerbsfähigkeit der

Klägerin schwerwiegend beeinträchtigtena seien bei der Un—
tersuchung im September 1962 (aufgrund des damaligen Ren—

tenantrags der Klägerin) nicht festgestellt worden„ Daß sie

mit der im Jahre 1962 geleisteten Arbeit keinen Raubbau an
ihrer Gesundheit getrieben habe, ergebe sich auch daraus,

_ 4 _
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Adaß sie noch bis Januar 1967 als Reinemachefrau habe ar-

beiten können° Da ein Unterhaltsanspruoh der Klägerin

nicht wegen der Vermögens— oder Erwerbsverhältnisse des

Versicherten‚ sondern wegen fehlender "Unterhaltsbedürftig—

keit" der Klägerin nicht bestanden habe‚ seien auch die

Voraussetzungen des neu angefügten Satzes 2 des 5 1265 RVO

ab ’I° Juli 1965 nicht gegeben„ Das LSG ließ die Revision zu„

Die Klägerin legte frist— und formgerecht Revision ein„

Sie beantragte,

unter Aufhebung der angefochtenen Entschei—

dung die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des SG Nürnberg vom 7° Juli 1965

zurückzuweisen°

Nach Bewilligung des Armenrechts durch Beschluß des Senats

vom8° November 1967 begründete sie die Revision am

15„ Dezember 1967 und beantragte gleichzeitig Wiederein=

setzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Revisions—

“ begründungsfristo Sie trug im wesentlichen vor:
‘Im letzten Jahr vor dem Tode des Versicherten sei sie als

59- bzw° 603ährige Frau gesundheitlich vor allem durch die

Folgen der Wechseljahre beeinträchtigt gewesen, eine Ar—

beitsleistung habe ihr daher nicht zugemutet werden können°

Wenn sie trotzdem gearbeitet und verdient habe, so sei die»

ser Arbeitsverdienst bei der Prüfung ihrer Unterhaltsbedürfm

tigkeit nicht zu berücksichtigen° Das entspreche der in

‘ Rechtsprechung und Schrifttum zu 5 58 EheG vertretenen
herrschenden Meinung; der gegenteilgen Auffassung des BSG

in dem Urteil vom 22„ Januar 1959 (BSG 9, 86}? an dem hef—
tige Kritik geübt worden sei‚ könne nicht gefolgt werden°
Aber selbst wenn das von ihr erzielte Arbeitseinkommen zu
berücksichtigen wäre, so habe sie nach den damaligen Ein-

kommensverhältnissen der beiden früheren Ehegatten noch

einen Unterhaltsanspruch gegen den Versicherten gehabt° Als

angemessener Unterhalt für die geschiedene Frau komme nicht

nur ein Drittel bis ein Viertel des Einkommens des Ehe_

mannes in Betracht, das widerspreche dem Grundsatz der

Gleichberechtigung von Mann und Frau° Da der Versicherte
_5...
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auch bei Berücksichtigung seiner Unterhaltspflicht gegenüber

seinen unehelichen Kindern monatlich um mindestens 100 DM

mehr verdient habe als sie selbst„ habe sie von ihm als

Unterhalt noch 50 DM beanspruchen können°

Die Beklagte beantragte„

die Revision zurückzuweisen„’

II

Die Revision ist zulässig (55 162 Abs„ 1; 164 des Sozial—
gerichtsgesetzes —SGG—); wegen Versäumung der Revisions-

begründungsfrist ist der Klägerin Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu gewähren (5 67 SGS)° Die Revision ist

jedoch nicht begründet°

Streitig ist der Anspruch der Klägerin auf Rente ("Geschie-

denenwitwen—Rente") für die Zeit ab 10 Juli 1965° Von die—

sem Zeitpunkt an war 5 1265 RVO i„d„F° maßgebend9 die er
durch Art° 1 5 1 Nr° 27 RVÄndG erhalten hat (vgl° Art° 5
5 10 Buchst„e RVÄndG), also mit dem neu angefügten Satz 2°
Die Neufassung gilt auch für Versicherungsfälle, die — wie

hier — vor dem 1° Juli 1965, aber_nach dem 51° Dezember

1956 eingetreten sind, Leistungen oder höhere Leistungen

sind jedoch frühestens ab 1„ Juli 1965 zu gewähren (5 4
Abs„ 2 Buchstoa‚ 5 6 RVÄndG)„

Von den in S 1265 Satz 1 RVO alternativ aufgezählten Tat—

bestandsmerkmalen kommen die 2° und die 5„ Alternative

hier nicht in Betracht° Die Klägerin hat hierzu mit der
‚Revision auch nichts mehr vorgetragen° Zu prüfen ist al—

lein, ob die Voraussetzungen der 10 Alternative — Unter„
haltspflicht des Versicherten zur Zeit seines Todes nach

den Vorschriften des EheG — gegeben sind° Da eine Witwen—
rente, d‚h„ Rente an eine zweite Frau, hier nicht zu gewäh-
ren ist — der Versicherte hat nach der Scheidung nicht

_ 6 _
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wieder geheiratet — kommt es auch auf den neu angefügten

Satz 2 ano Dabei ist zu beachten‚ daß @1265 Satz 2 BVD
nach seinem Wortlaut und Sinn nur den Fall betrifft? in dem

eine Unterhaltsverpflichtung des Versicherten "wegen der

Vermög9ns— und Erwerbsverhältnieee des Versicherten nicht

bestanden hat"; die Vorschrift gilt nicht, wenn eine Unter—

haltsverpflichtung des Versicherten deshalb nicht bestan—

den hat, weil fürden angemessenen Unterhalt der geschie-

denen Frau ihre "Einkünfte aus dem Vermögen „°;„„ und die

Erträgnisse eigener Erwerbstätigkeit" ausgereicht haben

(5 58 Abs° 1 EheG; Vgl„ Urteil des BSGvom19° November
1965‚ SozRNr„ 54 zu 5 1265EVO)°

Für die Frage, was die schuldlos geschiedene Frau als

"angemessenen Unterhalt" zu beanspruchen hat‚ kommt es
grundsätzlich auf die Lebensverhältnisse der Ehegatten zur
Zeit der Scheidung an° Dabei ist jedoch dann) wenn zwischen

der Scheidung und der "Zeit des Todes" des Versicherten

eine nicht unerhebliche Zeit verstrichen ist‚ eine inzwi=.

schen eingetretene allgemeine Erhöhung der Lebenshaltungs—

Kosten entsprechend zu berücksichtigen (Urteil des BSG vom

28° November 1965, SozR Nr° 16 zu 5 1265 RVO)„ Es ist

deshalb nicht zu beanstandsn, wenn das LSG hier bei der

Prüfung des Unterhaltsanspruchs der Klägerin nicht von dem

Einkommen des Versicherten zur Zeit der Scheidung im Jahn
ll

re 1949 ausgegangen ist? sondern von den Verhältnissen zur

Zeit des Todes" des Versicherten, die Tatbestandsmerkmal
für den Rentenanspruch nach der 1„ Alternative des 5 1265

Satz 1 RVG sind° In Übereinstimmung mit der ständigen Rechtm

sprechung des BSG hat das LSG dabei für die Unterhaltsver—

pflichtung des Versicherten und den Unterhaltsanspruch der

Klägerin den letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem

Tode des Versicherten als maßgebend angesehen (vgl° uoa°

Urteil des BSG V0m 50„ Juni 1966‚ SozR Nr„ 55 zu 5 1265
RVO mit weiteren Hinweisen); es hat insoweit zutreffend auf

die Zeit vom 1° Januar bis Ende August 1962 (Beginn der zum

-'7_
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Tode führenden Erkrankung des Versicherten) abgehoben°

Als Maßstab für die Bemessung des "angemessenen" Unterhalts

der schuldlos geschiedenen Frau nach 5 58 Abs° 1 EheG gegen—

über dem früheren Ehemann hat das BSG bis vor kurzem in

der Regel — wie hier auch das LSG — ein Drittel bis ein
Viertel des Nettoeinkommens des Ehemahnes angesehen,J je—

doch unter Berücksichtigung der Besonderheiten des einzel-

nen Falles (vgl, Urteile des BSG‚ SozR Nro‚16 zu 5 1265,
RVO „ 12°Senat — ; vom 2° Dezember 19645 SozR Nr° 28 zu

5 1265 EVO ? 4„Cenat — )‚ In dem Urteil vom 22° März 1968
(SozR Nr° 42 zu 5 1265 RVG) hat der 1„ Senat des BSG jedoch
nunmehr auch auf die derzeitige Praxis der Zivilgerichte,

nämlich das sogenannte "Drittelungsprinzip" (mit Modifi—
kationen) und die hierzu im Schrifttum vertretenen Auffas—

sungen hingewiesen; dieses Prinzip wird teils in der Wei—

se angewandt, daß — wenn beide Ehegatten verdienen — der

Frau als dem in der Regel weniger verdienenden Teil ein

Drittel, unter Umständen auch zwei Fünftel der Summe bei—

der Einkommen zustehen, teils wird der Bruchteil von einem

Drittel aus dem Mehrverdienst des Mannes genommen° Es wird

aber auch im Schrifttum vielfach die Auffassung vertreten?

daß generelle Berechnungsmethoden überhaupt abzulehnen

seien (vgl° die Hinweise in dem zitierten Urteil)° Ob über—

haupt von einheitlichen "Berechnungsrichtlinien" ausge—
gangen werden kann und gegebenenfalls welche Richtlinien

zugrunde zu legen sind, kann im vorliegenden Fall offen—

bleiben° Zwar würde sich bei der Anwendung des soge—
nannten Drittelungsprinzips — angewandt auf das gemeinsame

Erwerbseinkommen der früheren Ehegatten9 das hier im maß—

gebenden Zeitraum 720 DM betragen hat (410 DM als Einkom-

men des Versicherten plus 510 DM als Einkommen der Kläge-
rin) — als angemessener Unterhalt der Klägerin ein Betrag

von (ein Drittel aus 720 DM) 240 DM ergeben‚ bei Anwen-
dung dieses Prinzips auf den Mehrverdienst des Versicherten

(100 DM)_sogar ein Betrag von etwa 540 DM (310 DM plus

rd° 50 DM), während das LSG nur den Betrag von 120 DM

- 8 _
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(Durchschnitt aus einem Drittel bis ein Viertel des Ein--°

kommens des Versicherten) angenommen hat° Im vorliegenden

Fall würde aber der günstigenfalls für den angemessenen

Unterhalt der Klägerin in Betracht kommende Betrag von

540 DM schon deshalb ausscheiden‚ weil dabei die Unterhaltsw

pflicht des Versicherten gegenüber seinen beiden uneheli-

chen (Minderjährigen) Kindern nicht berücksichtigt wäreo Un—

ter den gegebenen bescheidenen Einkommensverhältnissen der

früheren Ehegatten hätte der Versicherte sich gegenüber der

Klägerin nämlich auf diese ”sonstigen Verpflichtungen“ und

damit auf die Regelung des Unterhaltsanspruchs in 5159 Abs„

4 Satz 4 EheG berufen und geltend machen können? daß er an
die Klägerin als Unterhalt nur soviel zu leisten habe9 als

es mit Rücksicht auf die Bedürfnis$e und die Vermögensn'und
Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten der Billig—

keit entspreche (vgl„ auch Urteil des BSG vom 280 November

4965? SozR Nr° 45 zu s 4265 EVO)° Als "billig" könnte hier
aber nur ein Ergebnis angesehen werden? das dem Versicherten

auch bei nur teilweiserBerücksichtigung seiner Unterhalts-

pflicht gegenüber den beiden unehelichen Kindern noch einen

Betrag beließe9 der dem von der Klägerin selbst erzielten
‘ Ä Arbeitseinkommen in etwa gleichkäme° Unter den gegebenen

Verhältnissen bedeute dies‚ daß auch eine Unterhaltspflicht

des Versicherten nach 5 59 Abs„ 4 Satz 4 EheG nicht be»
standen hat; die Klägerin hat ihren Unterhalt aus ihrem
eigenen Arbeitseinkommen bestreiten können„_

Die Klägerin macht nun allerdings geltend9 ihr erziel—

tes Arbeitseinkommen dürfe bei der Beurteilung der Unter—

halt5pflicht des Versicherten nicht berücksichtigt werden?
weil ihr die von ihr verrichtete Arbeit wegen ihres Gem

sundheitszustandes und ihres Alters ("zur Zeit des Todes
des Versicherten" war sie zwischen 59 und 60 Jahren alt)

nicht zuzumuten gewesen seio Sie wendet sich insbesondere

gegen das Urteil des 8° Senats des BSG vom 22° Januar 4959

(BSG 9, 869 90 zu 5 42 BVG iVm 5 58 EheG; ebenso zu

i 9 i
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5 42 AVG = 5 1265 RVG das Urteil des 10 Senats vom
5° Mai 1961 = 1 RA 49/59 — )„.wonach tatsächlich erziel-

tes Erwerbseinkommen der geschiedenen Frau stets anzurech—

nen sei° Das BSG hat sich seither mehrfach mit der grund—

sätzlichen Frage befaßt9 wieweit auch nach 5 58 EheG — ebene

so wie nach 5 66 EheG v0m 80 Juli 1958 (BGBl I 8673 =
die Frage der Zumutbarkeit der Erwerbstätigkeit für die

geschiedene Frau zu prüfen ist{) obwohl in € 58 Abso 1 der

in 5 66 Abs„ 1 des früheren EheG von 1958 enthaltene Zusatz
(zu dem Wort Erwerbstätigkeit) "die von ihr den Umständen
nach erwartet werden kann" fehlt (vglo Urteile des BSG

vom 510 Mai 1967 — 12oSenat - in BSG 263 2953 2973 vom

220 März 1968 = 1„Senat — in SozR Nro 42 zu 5 1265 EVO;

des 43 Senats vom 270 Juni 1968 _ 4 RJ 255/66 @ )„ Diese

Entscheidungen9 durch die die frühere Rechtsauffassung des
8{) Senats * mit dessen Zustimmung : und auch des 1„ Senats

eine Einschränkung erfahren hat? stimmen darin überein?

daß die "Zumutbarkeit" zwar auch nach 5 58 Abso 1 EheG
zu berücksichtigen ist? daß eine Erwerbstätigkeit„ der

die geschiedene Frau zur Zeit des Todes des Ehemannes nachm

gegangen ist? in der Regel ihr auch hat "zugemutet" were

den können{) daß aber Ausnahmefälle möglich sind? in denen
die Verweisung der geschiedenen Frau auf tatsächlich erziel«

ites Einkommen grob unbillig wäre und deshalb ein Arm
beitsverdienst der geschiedenen Frau nicht anzurechnen istn

Der erkennende Senat hält diese Auffassung nach eigener Prü_
fung für zutreffend und schließt sich ihr an() Diese Erwägungen

gelten um so mehr‚ wenn — wie hier = nicht der Anspruch

"auf "angemessenen" Unterhalt nach 5 58 Abs„ 1 EheG? sondern
ohnehin nur der "Billigkeitsanspruch" nach 5 59 Abs° 1 EheG

in Betracht kommto Im vorliegenden Falle liegen keine Tatm
sachen vor&) die eine Verweisung der Klägerin auf den Er—
trag ihrer Erwerbstätigkeit als "grob unbillig" erscheim
nen lasseno Dem Urteil des LSG ist nicht zu entnehmen?

daß die Klägerin etwa noch Kinder zu betreuen gehabt hätte?

„ 10 „
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Die Verrichtung einer Erwerbstätigkeit durch die Ehefrau

ist nach den wirtschaftlichen Verhältnissen? in denen die

früheren Ehegatten im maßgebenden Zeitraum gelebt haben?

nicht unüblich; die Klägerin hat auch während der bestehen»

den Ehe gelegentlich noch eine Erwerbstätigkeit ausgeübto

Es hat sich ferner bei der von ihr verrichteten Erwerbstäm

tigkeit - als Küchenhilfe und Reinemachefrau « um Arbei=

ten gehandelt? die ihr aus ihrer Hausfrauentätigkeit

geläufig gewesen sind und eine besondere Einarbeitung oder

Umstellungsschwierigkeiten nicht zur Folge gehabt habeno

In der sozialen Bewertung haben sich diese Arbeiten nicht

von dem früheren Beruf der Klägerin (Hilfearbeiterin)

unterschiedeno Nach den Feststellungen des LSG lassen

auch die damaligen gesundheitlichen Beeinträchtigungen

der Klägerin diese Erwerbstätigkeit nicht unzumutbar er«
scheinen; die Verfahrensrügen der Klägerin sind insoweit

nicht substantiiert im Sinne von 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG„
Auch auf ihr damaliges Alter kann sich die Klägerin nicht
berufen° Es entspricht zwar der Erfahrung? daß mit zuneh°=

mendem Alter die Arbeitsfähigkeit nachläßto Aus dem Bericht

der Bundesregierung über die Situation der Frauen im Bee

ruf9 Familie und Gesellschaft » "Frauen—Enquete" « iBune

destags—Drucks° V/909? Sa 65/64 und So 558) ist auch erm'
sichtlich9 daß die "Erwerbsquote"9 (icho der Anteil der
weiblichen Selbständigen9 Mithelfenden und unselbständig
Beschäftigten an der jeweiligen Altersgruppe der weib—

lichen Gesamtbevölkerung mit zunehmendem Alter erheblich,
sinkt5 bei Verheirateten vom 500 Lebensjahr an? bei ver«
witweten und geschiedenen Frauen schon vom;45„ Lebensjahr

an° Immerhin sind jedoch im Jahre 1962 von jeweils 400
Frauen im Alter von 55 bis 60 Jahren noch über ein
Viertel der Verheirateten (2794) im Erwerbsleben tätig

gewesen„ bei Verwitweten und Geschiedenen sind es mehr als
ein Drittel gewesen (55)° Auch verheifätöté‘?fauön néhmeh‘ae
übrigens nicht selten in vorgerücktem Alter außerhäusliche
Arbeit der von der Klägerin verrichteten Art auf? weil

ihre häuslichen Verpflihtungen ZGBo durch das Selbständigw
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werden der Kinder kleiner geworden sind° Schließlich hat

die Klägerin mit der Revision auch keine Tatsachen und

Beweismittel bezeichnet9 die den Schluß zulassen9 sie

habe nur deshalb? weil sie von dem Versicherten keinen

Unterhalt erhalten habe? also "aus Not"? eine Erwerbs—

tätigkeit verrichtet5 sie hat insbesondere nicht geltend
gemacht? sie habe? was bei einer Notlage doch nahe gele—

gen hätte„ schon zu Lebezeiten des Versicherten von diesem

Unterhalt beansprucht° ' ‘

Das LSG ist sonach zu Recht zu dem Ergebnis gelangt9 daß

nach den Vorschriften des EheG "zur Zeit des Todes" des
Versicherten ein Unterhaltsanspruch der Klägerin gegen den

Versicherten nicht bestanden hat„ Da die Unterhaltspflicht

„des Versicherten nicht wegen seiner Vermögens“ und Erwerb3m

verhältnisse9 sondern wegen des eigenen Erwerbsein»

kommens der Klägerin entfallen ist? liegen für die Zeit

vom 1° Juli 1965 an auch die Voraussetzungen des 5 4265

Satz 2 RVO nicht vor° Die Revision der Klägerin ist daher

unbegründet und zurückzuweisen (5 170 Abs„ 1 Satz 4 SGG)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

